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Inhalt: Verordnung, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Landesbeamten in den Schutzgebieten. S. 691. 


(Nr. 2333.) Verordnung, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Landesbeamten in den Schutz— 
gebieten. Vom 9. Auguſt 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen dc. 
verordnen im Namen des Reichs für die Schutzgebiete, was folgt: 


Artikel 1. 

Das Geſetz, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten, vom 
31. März 1873 eichs⸗Geſetzbl. S. 61) nebſt dem dasſelbe abändernden Geſetze 
vom 21. April 1886 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 80), ſowie das Geſetz, betreffend die 
Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der Reichsbeamten der Civilverwaltung, 
vom 20. April 1881 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 85) nebſt dem Abänderungsgeſetze vom 
5. März 1888 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 65) und das Geſetz, betreffend die Zurück— 
beförderung der Hinterbliebenen im Auslande angeſtellter Reichsbeamten und 
Perſonen des Soldatenſtandes, vom 1. April 1888 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 131) 
finden, ſoweit nicht in den nachfolgenden Artikeln ein Anderes beſtimmt iſt, auf 
die Rechtsverhältniſſe der Beamten, welche ihr Dienſteinkommen aus den Fonds 
eines Schutzgebietes beziehen, mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß 
wo in jenen Geſetzen von dem Reich, dem Reichsdienſt, den Reichsfonds oder 
anderen Einrichtungen des Reichs die Rede iſt, das betreffende Schutzgebiet und 
deſſen entſprechende Einrichtungen zu verſtehen ſind. 


Artikel 2. 

Im Falle des $. 66 Abſatz 1 des Geſetzes vom 31. März 1873 erfolgt 
die Entſcheidung über die Verſetzung eines Beamten in den Ruheſtand durch 
den Kaiſer. 

Artikel 3. 

Die Befugniſſe, welche nach den im Artikel 1 bezeichneten Geſetzen der 
oberſten Reichsbehörde zuſtehen, werden, ſoweit nicht durch dieſe Verordnung ein 
Anderes beſtimmt iſt, durch den Reichskanzler ausgeübt. 
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Imgleichen 1 die in $. 5 Abſatz 1, $$. 18, 39, 52 und $. 68 Abſatz 2 
des Geſetzes vom 31. März 1873, ſowie im F. 1 des Geſetzes vom 31. Mai 1887 
vorgeſehenen Beſtimmungen und Entſcheidungen ausſchließlich durch den Reichs⸗ 
kanzler. 

Die nach F. 66 Abſatz 2 des Geſetzes vom 31. März 1873 von dem 
Reichskanzler zu treffende Entſcheidung iſt endgültig. 


Artikel 4. 


Die Gouverneure und Landeshauptleute ſowie in Deutſch⸗Oſtafrika der 
Abtheilungschef für die Finanzverwaltung und der Oberrichter erhalten eine 
Kaiſerliche Beſtallung. Die übrigen Beamten werden im Namen des Kaiſers 
durch den Reichskanzler angeſtellt, welcher dieſe Befugniß, ſoweit es ſich um 
mittlere und untere Beamte handelt, den Gouverneuren oder Landeshauptleuten 
übertragen kann. 


Arte 3, 


Die Vorſchriften über den Urlaub der Beamten und deren Stellvertretung, 
über die Tagegelder und Umzugskoſten „ſowie über die Verpflichtung zur Theil⸗ 
nahme an den Kaſino- und Meſſe⸗Einrichtungen werden vom Reichskanzler er⸗ 
laſſen. Der Reichskanzler beſtimmt auch, inwieweit bei längerem Urlaub, in 
Krankheits- und ſonſtigen Abweſenheitsfällen das Gehalt ganz oder zum Theil 
einzubehalten iſt. 


Artikel 6. 


Die in den Schutzgebieten zugebrachte Dienſtzeit wird bei der Penſionirung 
doppelt in Anrechnung gebracht, ſofern ſie mindeſtens ein Jahr gedauert hat. 

Für die von dem Beamten erworbenen Penſions- und Reliktenanſprüche 
bleibt das Schutzgebiet nur inſoweit verpflichtet, als dem Beamten nicht aus 
Reichs-, Staats- oder Kommunalfonds ein Dienſteinkommen oder Penſions- und 
Reliktenanſprüche in gleichem oder höherem Betrage zuſtehen. 

Ein Beamter, welcher nicht mehr zum Tropendienſt fähig iſt, geht der 
im Dienſt des Schutzgebietes erworbenen Penſions⸗ und Reliktenanſprüche ver⸗ 
luſtig, ſofern er die Uebernahme einer Stelle im Reichs-, Staats- oder Kommunal⸗ 
dienſt ablehnt, deren Dienſteinkommen das im Schutzgebiete zuſtändige perſönliche 
penſionsberechtigende Gehalt erreicht oder überſteigt. Das Gleiche gilt, ſofern er 
das Anerbieten, ihn unter Wahrung ſeines früheren Ranges und Dienſtalters 
in den Reichs-, Staats- oder Kommunaldienſt wieder aufzunehmen, ablehnt. 


Artikel 7. 


Der Reichskanzler beſtimmt, inwieweit einem in den Ruheſtand oder in 
den einſtweiligen Ruheſtand verſetzten Beamten die Koſten des Umzuges nach 
dem innerhalb des Reichs von demſelben gewählten Wohnorte zu gewähren ſind. 
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Artikel 8. 

Die $$. 80 bis 83 des Geſetzes vom 31. März 1873 finden auf die 
Beamten mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1. Die Befugniß, in Gemäßheit des $. 81 Nr. 1 a. a. O. Geldſtrafen 
bis zum höchſten zuläſſigen Betrage zu verhängen, ſteht auch den 
Gouverneuren und Landeshauptleuten gegenüber den ihnen unterſtellten 
Beamten zu. 

Den Bezirksamtmännern ſowie in Oſtafrika dem Chef der Finanz⸗ 

verwaltung und dem Zolldirektor ſteht die Befugniß zu, Geldſtrafen 

bis zum Betrage von dreißig Mark gegen die ihnen unterſtellten 

Beamten zu verhängen. 

3. Gegen richterliche Beamte können Ordnungsſtrafen nur vom Reichs⸗ 
kanzler verhängt werden. 


* 


Artikel 9. 

Die im F. 85 Abſatz 2 des Geſetzes vom 31. März 1873 bezeichneten 
vorläufigen Maßregeln können von den im vorhergehenden Artikel unter Nr. 1 
und 2 genannten Beamten getroffen werden. 

Die $$. 86 bis 93 und 120 bis 123 desſelben Geſetzes bleiben außer 
Anwendung. 

Die entſcheidenden Disziplinarbehörden, welche je nach Bedürfniß zu⸗ 
ſammentreten, ſind in erſter Inſtanz die Disziplinarkammer für die Schutz⸗ 
gebiete, in zweiter Inſtanz der Disziplinarhof für die Schutzgebiete, beide mit 
dem Sitze in Berlin. 

Die Disziplinarkammer entſcheidet in der Beſetzung von fünf, der Dis⸗ 
ziplinarhof in der Beſetzung von ſieben Mitgliedern. Bei erſterer müſſen der 
Vorſitzende und wenigſtens zwei Beiſitzer, bei letzterem der Vorſitzende und 
wenigſtens drei Beiſitzer in richterlicher Stellung in einem Bundesſtaate ſein. 

Die Mitglieder der Disziplinarkammer und des Disziplinarhofes werden 
für die Dauer der zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen bekleideten Reichs- oder 
Staatsämter vom Kaiſer ernannt, ſie werden für die Erfüllung der Obliegen— 
heiten ihres Amtes verpflichtet. In gleicher Weiſe werden für die Disziplinar⸗ 
kammer zwei und für den Disziplinarhof vier ſtellvertretende Mitglieder ernannt. 

Die Geſchäftsordnung bei den Disziplinarbehörden wird durch ein Regulativ 
beſtimmt, welches der Disziplinarhof zu entwerfen und dem Reichskanzler zur 
Beſtätigung einzureichen hat. 

Artikel 10. 

Die im H. 127, F. 128 Abſatz 2, $. 131 des Geſetzes vom 31. März 1873 
der oberſten Reichsbehörde übertragenen Befugniſſe werden gegenüber den Beamten, 
welche eine Kaiſerliche Beſtallung erhalten haben, vom Reichskanzler, gegenüber 
den Bezirksrichtern in Oſtafrika vom Oberrichter, gegenüber den übrigen Beamten 
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vom Gouverneur oder Landeshauptmann ausgeübt. Gegen die Entſcheidung des 
Gouverneurs, Landeshauptmanns oder Oberrichters findet Beſchwerde an den 
Reichskanzler ſtatt. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


Artikel 11. 

Diejenigen Beamten, welche eine Kaiſerliche Beſtallung erhalten haben, 
können durch Kaiſerliche Verfügung, die übrigen Beamten, welche eine in den 
Beſoldungsetats aufgeführte Stelle bekleiden, durch Verfügung des Reichskanzlers 
jederzeit mit Gewährung des geſetzlichen Wartegeldes in den einſtweiligen Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt werden. 

Im Falle des F. 37 Satz 2 des Geſetzes vom 31. März 1873 kann eine 
Penſion auch auf beſtimmte Zeit bewilligt werden. 


Artikel 12. 

Die Verordnungen vom 3. Auguſt 1888, betreffend die Rechtsverhältniſſe 
der Landesbeamten in den Schutzgebieten von Kamerun und Togo, und vom 
22. April 1894, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Landesbeamten in Deutſch⸗ 
Oſtafrika, treten außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Wilhelmshöhe, den 9. Auguſt 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern: 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


